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lichkeit wäre. Die IVDJ ruft alle Juristen der Welt auf, 
die Mittel der friedlichen Streitbeilegung, der Verhand
lungen zu vervollkommnen. „Jeder Vertrag muß ein Akt 
des Friedens sein“, fordert sie im Appell.

Aus den zahlreichen Vorschlägen ist z. B. die Auffor
derung an das Madrider Treffen hervorzuheben, einen 
positiven Beitrag zur Verwirklichung der Ziele der Hel
sinkier Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa zu leisten. Von den Massenmedien wird gefor
dert, Kriegspropaganda, Idealisierung von Gewalt, Ver
breitung von Zwietracht und Mißtrauen, Duldung von 
Neofaschismus und Rassismus zu verhindern.

Einen breiten Raum nahmen die Fragen des Selbst
bestimmungsrechts der Völker ein. Dieses fundamentale 
Recht der Völker verlange die politische und ökonomi
sche Unabhängigkeit. Aktiv traten die Vertreter der Be
freiungsbewegungen und die Juristen aus Lateinamerika 
auf, die die Verbrechen der faschistischen Regimes, die 
Rolle der USA bei der Zerstörung des Volkswiderstan
des und den Versuch entlarvten, den Faschismus in Chile, 
Uruguay -und in anderen Ländern zu institutionalisieren.

Die Juristen aus Vietnam, Japan, Kampuchea und 
Indien erörterten Fragen der Friedenssicherung in Süd
ostasien und verurteilten die Politik der Anheizung der 
Spannungen durch die USA, die im Einvernehmen mit 
den chinesischen Hegemonisten und japanischen Militari
sten handeln. Eis verdient hervorgehoben zu werden, daß 
die IVDJ in einer Resolution für die Respektierung der 
legitimen Rechte der VR Kampuchea im internationalen 
Leben eintritt und verlangt, das Schüren von Grenzkon
flikten aufzugeben.

Alle Juristen werden im Appell auf gerufen, mit Rat 
und Tat darüber zu wachen, daß die nationale Souverä
nität der Staaten nicht beeinträchtigt wird.

Viele Juristen wiesen darauf hin, daß der Kampf um 
die Durchsetzung des Selbstbestimmungsrechts nicht zu 
trennen ist vom Kampf um Frieden und Sicherheit, für 
die Rechte und Freiheiten der Menschen. Mißachtung von 
internationalen Verträgen habe stets zu Konflikten und 
Kriegen geführt.

In der Diskussion über Fragen einer neuen internatio
nalen Wirtschaftsordnung wurde der Zusammenhang von 
Entspannung, Abrüstung und einer neuen internationalen 
ökonomischen Ordnung herausgestellt, die die politische 
Unabhängigkeit erst effektiv werden läßt. Im Mittelpunkt 
der Aufmerksamkeit standen Forderungen der Entwick
lungsländer an die kapitalistischen Industriestaaten sowie 
der Kampf gegen die transnationalen Monopole, die Be
hinderung des internationalen Handels durch die von den 
imperialistischen Ländern ausgehenden Diskriminierungen 
sowie die Probleme der industriellen Industriekoopera
tion. Interesse fand auch die Darstellung der sozialistischen 
internationalen Wirtschaftsbeziehungen, die einen neuen 
Typus gleichberechtigter internationaler Beziehungen ver
körpern.

Im Appell stellt die IVDJ fest, daß zwar das Prinzip 
der nationalen Souveränität und der freien Verfügung 
über die Naturreichtümer proklamiert ist, die tatsächliche 
Ungleichheit durch die kapitalistische Weltwirtschaft aber

erhalten geblieben ist. Deshalb sei es u. a. wichtig, auch 
juristische Garantien für internationale Wirtschaftsbezie
hungen zu schaffen, die frei sind von ökonomischem Dik
tat und ungleichen Verträgen.

Die Diskussion zur Gewährleistung der sozialen, poli
tischen und kulturellen Rechte der Menschen wurde ebenso 
politisch engagiert und mit antiimperialistischer Zielrich
tung geführt. Vereinzelte Versuche, diese Wirkungsrich
tung der IVDJ zu verlassen, fanden keine Unterstützung.

Das Recht auf Frieden in Verbindung mit dem Recht 
auf Leben sowie Forderungen nach Abrüstung und Siche
rung der materiellen Lebensbedingungen nahmen einen 
breiten Raum ein. Begründet wurde die Unteilbarkeit 
der politischen und sozialökonomischen Rechte der Men
schen. Einen interessanten Beitrag erbrachten japanische 
Juristen, die an vielen Beispielen Probleme der menschen
gefährdenden Umweltverschmutzung als Verletzung des 
Rechts auf Leben darstellten und die Verantwortlichkeit 
der Konzerne betonten. Im Appell unterstreicht die IVDJ, 
daß das ständige Anwachsen der Militärbudgets und die 
Militarisierung ein Haupthindernis für die unzureichende 
Sicherung der sozialen und wirtschaftlichen Rechte der 
Werktätigen in der kapitalistischen Welt sind. „Der Kampf 
um diese Rechte ist untrennbar verbunden mit dem Auf
treten gegen Militarismus und Wettrüsten.“

Angeklagt wurden die schweren Menschenrechtsver
letzungen in El Salvador, Bolivien, Chile, Uruguay, Puerto 
Rico und Paraguay. Dabei wurde besonders die Rolle der 
CIA bei diesen Verbrechen verurteilt. Die Ergebnisse der 
Diskussion zu diesen Fragen fanden ihren Niederschlag 
in Resolutionen der Generalversammlung.

Aus den zahlreichen Vorschlägen ist z. B. die Forderung 
nach juristischer Präzisierung des Rechts auf Frieden her
vorzuheben.
• Es ist verständlich, daß der Kongreß eine große poli
tische und weltanschauliche Breite sowie unterschiedliche 
theoretische Standpunkte offenbarte. Um so bedeutungs
voller ist die Feststellung, daß die einheitliche antiimpe
rialistische Position der IVDJ, ihr Einfluß auf die progres
siven Juristen in aller Welt nicht zuletzt durch die kon
struktive Arbeit der Juristen der sozialistischen Länder 
gestärkt wurde. In ihrem Appell ruft die IVDJ dazu auf, 
geeint zu bleiben in der Aktion und im Willen, den Völ
kern beizustehen, um Frieden und sozialen Fortschritt zu 
erlangen.

Einmütig wählte die Generalversammlung wiederum 
Dr. h. c. Joe Nordmann zum Präsidenten, Prof. Dr. Gerhard 
Stuby (BRD) zum 1. Vizepräsidenten und AmarBentoumi 
(Algerien) zum neuen Generalsekretär. Alle sozialistischen 
Bruderorganisationen sind im Sekretariat bzw. im Büro 
der IVDJ vertreten. Der Präsident unserer Juristenver
einigung, Dr. Dr. h. c. Heinrich Toeplitz, wurde wieder in 
das Sekretariat gewählt, in dem er auch weiterhin die 
Funktion des Schatzmeisters ausübt.

Die Generalversammlung nahm elf Vereinigungen als 
neue nationale Sektionen auf, darunter die demokratischen 
Juristen aus Nikaragua, Schweden, Laos,' Kampuchea und 
Puerto Rico. Damit umfaßt die IVDJ bereits mehr als 
90 nationale Sektionen.

Rechtspropaganda und Rechtserziehung
Rechtskonferenz des Bereichs Volksbildung 
im Kreis Zeitz
Studienrat Dr. HORST OSIEWACZ, Kreisschulrat

Das komplexe Herangehen an die Fragen der Gesetzlich
keit, Ordnung und Sicherheit ist ein wichtiger Grundsatz 
in der Tätigkeit aller gesellschaftlichen Kräfte und staat
lichen Organe im Kreis Zeitz. Wie schon bei der 1977 be
schlossenen langfristigen Aufgabenstellung auf diesem 
Gebiet wird gegenwärtig der Entwurf einer langfristigen 
Konzeption des Kreistages Zeitz zur weiteren Durchsetzung 
der sozialistischen Gesetzlichkeit, Ordnung, Sicherheit und 
Disziplin bis 1985 mit gesellschaftlichen Kräften beraten.

Dem diente auch die Rechtskonferenz des Bereichs Volks
bildung, die am 2. Juli 1980 unter Leitung des Kreis
schulrates mit Direktoren von Oberschulen, Fachlehrern 
für Staatsbürgerkunde, FD J-Sekretären und anderen 
Funktionären stattfand.

Im folgenden Beitrag faßt Dr. Horst Osiewacz einige 
Schwerpunkte und Erkenntnisse aus dieser Beratung zu
sammen. D. Red.
Die Zielstellung der ersten Rechtskonferenz der Organe der 
Volksbildung im Kreis Zeitz1, die gemeinsam mit der For
schungsgemeinschaft „Sozialistisches Bildungsrecht“ des 
Instituts für Leitung und Organisation des Volksbildungs
wesens der Akademie der Pädagogischen Wissenschaften2 
vorbereitet wurde, bestand darin, die Aufgaben der sozia
listischen Schule auf dem Gebiet der Rechtserziehung zu 
kennzeichnen.


